
Urschrift 

 
 
 

Verordnung über die Erhebung von Gebühren für die Sondernutzung öffentlicher Straßen 
(Sondernutzungsgebührenverordnung - SNGebV) 

 
 

Vom 12. Juni 2006 (GVBl. S. 589) 
 
 
 
Auf Grund des § 27 Abs. 2 des Berliner Straßengesetzes vom 13. Juli 1999 (GVBI. S. 380), 
zuletzt geändert durch Artikel I des Gesetzes vom 14. Dezember 2005 (GVBl. S. 754), sowie 
des § 8 Abs. 3 Satz 3 des Bundesfernstraßengesetzes in der Fassung vom 20. Februar 2003 
(BGBl. I S. 286), geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. April 2005 (BGBl. I S. 
1128), wird verordnet: 
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§ 1 - Anwendungsbereich 
 
(1) Für Sondernutzungen der öffentlichen Straßen in der Baulast des Landes Berlin oder 
der Bundesrepublik Deutschland werden Gebühren nach dieser Verordnung und dem 
Gebührenverzeichnis der Anlage 1 erhoben (Sondernutzungsgebühren). Die Gebührenpflicht 
für Amtshandlungen nach der Verwaltungsgebührenordnung bleibt unberührt. 
 
(2) Diese Verordnung gilt nicht für 
 
 1. Sondernutzungen durch Unternehmen der öffentlichen Versorgung und ihnen 

nach § 12 Abs. 1 Satz 2 des Berliner Straßengesetzes gleichgestellte 
Unternehmen, sofern in anderen gesetzlichen Vorschriften oder 
Konzessionsverträgen Gebühren-, Entgelt- oder sonstige 
Kostenerstattungsregelungen enthalten sind; 

 
 2. Sondernutzungen besonderer Art oder in allen Bezirken einheitlich auszuübende 

Sondernutzungen, die von oder im Einvernehmen mit der für das Straßenrecht 
zuständigen Senatsverwaltung in öffentlich-rechtlichen Verträgen zugelassen 
werden; 

 
 3. Benutzungen der Bundesfernstraßen nach § 8 Abs. 10 des 

Bundesfernstraßengesetzes, es sei denn, es liegt eine Beeinträchtigung des 
Gemeingebrauchs nicht nur von kurzer Dauer vor. 



 
 
(3) Diese Verordnung gilt abweichend von Absatz 2 Nr. 1 in den dort genannten Fällen, 
soweit die Unternehmen Sondernutzungen ausüben, die nicht unmittelbar der Versorgung 
dienen. Satz 1 gilt  auch für stillgelegte Anlagen, soweit nicht abweichende Regelungen in 
Konzessionsverträgen vereinbart worden sind. 
 
(4) Diese Verordnung gilt ferner in den in Absatz 2 Nr. 1 genannten Fällen bei 
Sondernutzungen durch Aufgrabungen und Baumaßnahmen, soweit die festgesetzten 
Fristen überschritten werden. 
 
 
 

§ 2 - Berechnungsgrundsätze 
 
(1) Maßgeblich für die Berechnung der Sondernutzungsgebühren ist die 
Wertstufeneinteilung für die öffentlichen Straßen Berlins gemäß Anlage 2 zu dieser 
Verordnung in der zum Zeitpunkt der Erteilung der jeweiligen Erlaubnis geltenden Fassung. 
 
(2) Bei der Berechnung von Sondernutzungsgebühren nach Maßeinheiten ist das 
erlaubte Maß zugrunde zu legen, bei Überschreitung des erlaubten Maßes das tatsächlich in 
Anspruch genommene Maß , im übrigen jedoch mindestens das jeweilige 
Berechnungsgrundmaß (m, m², m³). 
 
(3) Angefangene Zeiteinheiten sind voll zu berechnen. Bei Jahresgebühren ist für jeden 
vollendeten und angefangenen Monat eines nicht vollendeten Jahres ein Zwölftel des 
Jahresbetrages zu entrichten, sofern die Jahresgebühr höher ist als 25,00 Euro. 
 
(4) Bei wiederkehrenden Gebührenschulden ist diese Verordnung in der jeweils 
geltenden Fassung anzuwenden. 
 
 
 

§ 3 - Gebührenschuldner 
 
(1) Gebührenschuldner sind 
 
 1. der Erlaubnisnehmer oder sein Rechtsnachfolger, 
 2. wer die Sondernutzung ausübt oder in seinem Interesse ausüben lässt. 

 
(2) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner. 
 
 
 

§ 4 - Entstehung und Fälligkeit 
 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit der Erteilung der Erlaubnis. Kann die Sondernutzung 
aus  nicht vom Sondernutzer zu vertretenden Gründen nicht rechtzeitig begonnen werden, 
entsteht die Gebührenpflicht mit Beginn der Ausübung der Sondernutzung. Gleiches gilt bei 
unerlaubter Sondernutzung . 
 
(2) Die Sondernutzungsgebühren werden durch Gebührenbescheid festgesetzt. Sie 
werden mit der Bekanntgabe des Gebührenbescheides an den Gebührenschuldner fällig, 
wenn nicht ein anderer Zeitpunkt bestimmt wird. 
 
 



 
 

§ 5 - Erstattung 
 
(1) Wird die Erlaubnis widerrufen oder wird angezeigt, dass die Sondernutzung vorzeitig 
beendet wird, werden auf Antrag für den Zeitraum nach Beendigung der Sondernutzung, 
frühestens jedoch für den Zeitraum nach Eingang einer Anzeige der Beendigung der 
Sondernutzung bei der zuständigen Behörde, bereits entrichtete Sondernutzungsgebühren 
unter Berücksichtigung der Regelungen des § 2 Abs. 3 erstattet. 
 
(2) Beträge unter 25,00 Euro werden nicht erstattet. 
 
 
 

§ 6 - Ablösung 
 
Bei unbefristeten Sondernutzungen können Sondernutzungsgebühren durch die Zahlung 
eines einmaligen Betrages in 20facher Höhe des Jahresbetrages abgelöst werden. Eine 
Erstattung nach § 5 entfällt, es sei denn, die Erlaubnis wird widerrufen oder es liegt ein vom 
Sondernutzer nicht zu vertretender Härtefall vor. 
 
 
 

§ 7 - Verjährung und Veränderung von Ansprüchen 
 
(1) Die Ansprüche auf Zahlung von Sondernutzungsgebühren verjähren in drei Jahren. 

Die Frist beginnt mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem der Anspruch entstanden ist. 
 
(2) Für Stundung, Niederschlagung und Erlass gelten die Vorschriften der Landeshaus-

haltsordnung. 
 
 
 

§ 8 - Gebührenfreiheit 
 
(1) Gebührenfrei sind 
 
 1. Briefkästen und Wertzeichengeber, 
 
 2. Beleuchtungsanlagen, die der Anstrahlung von Bauwerken dienen, 
 
 3. Beflaggungen aus besonderen Anlässen, Ausschmückungen (Pflanzkübel, 

Blumenschalen und ähnliches), weihnachtliche Festbeleuchtungen, Brunnen, 
Bänke, Denkmäler und ähnliches jeweils ohne Wirtschaftswerbung, 

 
 4. Anlagen, die dem Umweltschutz dienen, mit Ausnahme der Container gemäß 

Tarifstelle 4.3 der Anlage 1, 
 
 5. private Hausanschlussleitungen an die öffentliche Ver- und Entsorgung, 
 
 6. nicht auf einen wirtschaftlichen Vorteil gerichtete Sondernutzungen im Zusam-

menhang mit Veranstaltungen (z.B. Straßenfeste, Sportveranstaltungen), 
 
 7. unentgeltliche Prüfmaßnahmen im Interesse der Verkehrssicherheit (zum 

Beispiel jährliche Beleuchtungsprüfungen), 
 



 
 

8. Vorbauten sowie mit dem Gebäude verbundene Werbeanlagen oder 
Warenautomaten im Rahmen des Anliegergebrauchs sowie 
Apothekenhinweisschilder, 

 
9. Werbeveranstaltungen von Anliegern, die nicht länger als einen Tag dauern, 

 
 10. Gerüstaufstellungen im Zusammenhang mit baulichen Maßnahmen auf 

Anliegergrundstücken ohne Fremdwerbung, 
 
 11. Einrichtungen, die für Behinderte geschaffen werden, 
 
 12. Benutzungen von Gehwegen oder Fußgängerzonen durch 

Geldtransportfahrzeuge, Fahrzeuge im Verkehrszählereinsatz, Fahrzeuge der 
Rundfunk- und Fernsehsender im Rahmen der aktuellen Berichterstattung und 
ähnliches, 

 
 13. nicht auf einen wirtschaftlichen Vorteil gerichtete Informationsstände, 
 
 14. Stelltafeln der Parteien und der sonstigen Bewerber im Zusammenhang mit 

Wahlen, 
 
 15. Stelltafeln im unmittelbaren Zusammenhang mit Volksbegehren und 

Volksentscheiden, 
 
 
(2) Gebührenfrei sind Sondernutzungen, die ausgeübt werden durch 
 
 1. Behörden und nichtrechtsfähige Anstalten des Bundes, der Länder, der Ge-

meinden und der Gemeindeverbände, 
 
 2. Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, wobei 

Sondernutzungen von Kirchen, Religionsgemeinschaften und 
Weltanschauungsgemeinschaften, sofern sie die Rechtsstellung einer 
Körperschaft des öffentlichen Rechts haben, nur dann gebührenfrei sind, wenn 
durch sie unmittelbar die Durchführung kirchlicher, religiöser oder 
weltanschaulicher Zwecke gefördert wird. 

 
 3. Einrichtungen, die als gemeinnützig, mildtätig oder kirchlichen Zwecken 

dienend im Sinne der Abgabenordnung anerkannt sind, wenn die 
Sondernutzung unmittelbar der Durchführung gemeinnütziger, mildtätiger oder 
kirchlicher Zwecke dient. 

 
(3) Absatz 2 gilt nicht für den Anliegergebrauch überschreitende dauerhafte unterirdische 
sowie in den Luftraum hineinragende Sondernutzungen und bei Überschreitung der mit der 
Erlaubnis festgelegten Nutzungszeiten bei Baustelleneinrichtungen. 
 
(4) Absatz 2 gilt ebenfalls nicht für Sondervermögen und Betriebe, die einen Wirtschafts-
plan aufstellen, sowie für gleichartige erwerbswirtschaftlich ausgerichtete Einrichtungen 
juristischer Personen des öffentlichen Rechts. 
 
 
 
 
 



 
 

§ 9 - Widerspruchsgebühr 
 
Für die vollständige oder teilweise Zurückweisung eines Widerspruchs gegen die Höhe der 
nach dieser Verordnung festgesetzten Sondernutzungsgebühr wird eine Gebühr nach der 
Tabelle zu § 34 Abs. 1 des Gerichtskostengesetzes erhoben. 
 
 
 

§ 10 - Schlussvorschriften 
 
Diese Verordnung tritt am 25. Juni 2006 in Kraft. 
 
 
 
Berlin, den 12. Juni 2006 
 

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 
 
 
 

      Ingeborg Junge-Reyer  
      .................................... 

 


